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GESETZ VOM uBER MASSNAHMEN DES LANDES ZUR DURCH-
FüHRUNG DES WASHINGTONER ARTENSCHUTZÜBEREINKOMMENS

Dei Landtag hat beschlossen:

§ 1

Zielsetzung und Begriffsbestimmungen

(1) Dieses Gesetz dient dem Schutz gefährdeter Arten freilebender
Tiere und Pflanzen vor einer übermäßigen Ausbeutung durch den inter­
nationalen Handel im Sinne des übereinkommens.

(2) Bescheinigungen nach § ~ sind Bescheinigungen im Sinne der Be­
stimmungen des § 9 Abs. 2 des Bundesgesetzes zur Durchführung des über­
einkommens, 8GBl. Nr. 189/1982 in der Fassung BGB1. Nr. 366/1989.

(3) Behörde im Sinne dieses Gesetzes und wissenschaftliche Behörde
im Sinne des übereinkommens ist die Landesregierung.

(4) Im Sinne dieses Gesetzes bedeutet

a~ "übereinkommen" das am 3. März 1973 in Washington geschlossene
Übereinkommen über' den internationalen Handel mit gefährdeten
Arten freilebender Tiere und Pflanzen, BGB1.Nr. 188/1982 in der
Fassung ~er Novelle BGBl.Nr. 590/1990;

b) "Art" jede Gruppe (Art, Unterart, Gattung) von Tieren oder
Pflanzen, die dem übereinkommen unterliegt;

c) "Exemplar" ein Tier oder eine Pflanze einer Art, lebend .oder
tot. auch konserviert;

d) "Teil" ein ohne weiteres erkennbarer Teil eines Exemplars;

e) "Erzeu~ni$" ein ohne weiteres erkennbares Erzeugnis aus einem
Exemplar oder einem Teil.

§ 2

Bescheinigungen

(1) Die Behörde hat auf Antrag nach Maßgabe des übereinkommens für

a) die Ausfuhr und die Wiederausfuhr von Exemplaren, Teilen und
Erzeugnissen von Art~n der Anhänge I, 11 und 111;



b) die Einfuhr von Exemplaren, Teilen und Erzeugnissen von Arten der An­
hanges I sowie von lebenden Exemplaren des Anhanges 11 des über­
Einkommens;

Bescheinigungen auszustellen.

(2) Als Inhalt einer Bescheinigung kommt insbesondere in Betracht, daß

1. das Exemplar dem Anhang I, 11 oder 111 des übereinkommens zuzu­
rechnen ist;

2. das Exemplar erworben wurde, bevor das übereinkommen darauf anzu­
wenden war;

3. es sich um ein in Gefangenschaft gezüchtetes oder aus künstlicher
Vermehrung hervorgegangenes Exemplar handelt;

4. die Ausfuhr des Exemplares dem überleben der Art nicht abträglich
ist;

5. die Einfuhr des Exemplares zu einem Zweck erfolgt, der dem über­
leben der Art nicht abträglich ist;

6. das Exemplar nicht unter Verletzung der bestehenden Rechtsvor­
schriften zum Schutz von Tieren und Pflanzen beschafft worden ist;

7. ein lebendes Exemplar so für den Transport vorbereitet, ver­
sandt und behandelt werden wird, daß die Gefahr der Verletzung,
Gesundheitsschädigung oder Tierquälerei soweit wie möglich ausge­
schaltet erscheint;

8. der vorgesehene Empfänger über die geeigneten Einrichtungen für die
Unterbringung und Pflege des Exemplares verfügt;

9. das Exemplar nicht hauptsächlich für kommerzielle Zwecke verwendet
werden soll;

10. das Verleihen, Verschenken oder Vertauschen eines gekennzeichneten
Exemplares im nichtkommerziellen Verkehr zwischen Wisschenschaftern
oder wissenschaftlichen Einrichtungen erfolgen soll, die in einer
bei der Behörde geführten Liste (§ 3 Abs. 2) verzeichnet sind.

(3) Abs. 2 gilt sinngemäß auch für die Einfuhr, die Ausfuhr und die
Wiederausfuhr von Teilen und Erzeugnissen von Arten des Anhanges I
sowie für die Ausfuhr und die Wiederausfuhr von Teilen und Erzeug­
nissen der Anhänge II und I1I.

(4) Bescheinigungen haben den Titel des Übereinkommens, eine Kontroll­
nummei, die Art und die Nummer des Kennzeichens (§ 5 Abs. 4) sowie die
Feststellung der nach Abs. 2 verfahrenserheblichen Tatsachen zu ent­
haltsn.

(5) Bescheinigungen können unter Bedingungen oder Auflagen oder be­
fristet ausgestellt werden, wenn dies zur Vermeidung ihrer miß­
bräuchlichen Verwendung, zur Verhinderung tierquälerischer Handlungen
oder zur Erzielung einer artgerechten Haltung erforderlich ist.



(6) Anträge auf Ausstellung einer Bescheinigung haben Angaben über die
betreffenden Tiere oder Pflanzen und einen Beleg über deren Herkunft zu
enthalten. Sind zur Beurteilung des Sachverhaltes weitere Belege er­
fordcilich, so sind auch diese beizubringen.

§ 3

Begutachtung durch Sachverständige

(1) Bescheinigungen gemäß § 2 Abs. 2 Z. 1, 4, 5, 7 und 8 dürfen nur nach
Vorliegen eines Gutachtens der der Behörde zur Verfügung stehenden amt­
lichen Sachverständigen bzw. der mit Rücksicht auf die Besonderheit des
Falles bestellten Sachverständigen ausgestellt werden.

(2) über Antrag sind Bescheinigungswerber nach § 2 Abs. 2 Z. 10
in eine von der Behörde zu führenden Liste aufzunehmen. In dieser
Liste kön~en auch die für die erforderlichen Gutachten gern. Abs. 1
in Betracht kommenden Sachverständigen verzeichnet werden.

§ 4

Nachweis-, Melde- und Genehmigungspflicht

(1) Wer Exemplare, Teile oder Erzeugnisse von Arten, die im Anhang I
II oder I1! des Übereinkommens angeführt sind, hält, verwendet oder
anbietet, hat der Behörde auf Verlangen nachzuweisen, daß

a) diese erworben wurden, bevor das Übereinkommen darauf anzuwenden war
oder

b) diese unter Einhaltung der Bestimmungen des übereinkommens und der
Bestimmungen dieses Gesetzes eingeführt worden sind oder

c) es sich bei Exemplaren um in der Gefangenschaft gezüchtete oder
künstlich vermehrte Exemplare handelt.

(2) Tod oder Veräußerung von Tieren des Anhanges I des Übereinkommens
sowie der Tod von gekennzeichneten Exemplaren sind innerhalb von zwei
Wochen nach Eintritt des Ereignisses der Behörde anzuzeigen.

(3) Die Behörde kann für bestimmte Personen oder Einrichtungen durch
Bescheid eine Meldepflicht über den Besitz und eine Genehmigungspflicht
für die Abgabe von Exemplaren, Teilen oder Erzeugnissen von Arten vor­
schreiben, wenn und solange dies für die Vollziehung dieses Gesetzes
notwendig erscheint. Sie kann eine solche Melde- und Genehmigungs­
pflicht für alle oder für einzelne Tier- und Pflanzenarten durch Ver­
ordnung festlegen.



§ 5

Kennzeichnung

(1) Exemplare, Teile oder Erzeugnisse der im übereinkommen genannten
Arten können zur Vereinfachung der überwachung der Einhaltung der Be­
stimmungen des übereinkommens mit einem Kennzeichen versehen werden.

(2) Die Kennzeichnung hat durch Organe der Behörde zu erfolgen.

(3) Als Kennzeichen im Sinne des Abs. 1 sind eine Beringung t eine
Plombe t ein unauslöschlicher Aufdruck oder jedes andere zur einwand­
freien Identifizierung geeignete Mittel zu verwenden.

(4) Kennzeichen haben jedenfalls die Aufschrift WAA aufzuweisen und
sind mit fortlaufenden Nummern zu versehen. Die Aufschrift gilt als
öffentliches Beglaubigungszeichen im Sinne des § 225 Strafgesetz­
buch - StGB J 8GBl. Nr. 60/1974 in der Fassung 8GBl. Nr. 605/1987.

(5) Bei der Kennzeichnung lebender Exemplare hat der Einschreiter für
eine allenfalls notwendige Hilfestellung Sorge zu tragen.

(6) Kennzeichen sind mit aller Sorgfalt und soweit wie möglich unter
Vermeidung der Beeinträchtigung oder Wertminderung des Exemplares,
Teiles oder Erzeugnisses anzubringen. Ein Anspruch auf Entschädigung
besteht nicht.

(7) Die Kosten der Kennzeichnung hat der Einschreiter zu tragen.

(8) Die Art der Kennzeichnung und die am Kennzeichen angeführte Nummer
sind in der Bescheinigung festzuhalten.

(9) Jede Beschädigung oder Entfernung eines Kennzeichens bei lebenden
Tieren ist der Behörde unverzüglich zu melden. Die Entfernung des Kenn­
zeichens ist nur zulässig, wenn dies zur Erhaltung des Lebens des
Exemplares notwendig ist.

(10) Zu kennzeichnende Arten und Formen der Kennzeichen können durch
Verordnung der Landesregierung näher bestimmt werden.

§ 6

Strafbestimmungen

(1) Eine Übertretung begeht und ist, wenn keine gerichtlich strafbare
Handlung vorliegt, von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geld­
strafe bis zu S 100.000,-- zu bestrafen, wer

a) vorsätzlich durch unrichtige oder unvollständige Angaben eine nach
diesem Gesetz auszustellende Bescheinigung erschleicht, eine solche
fälscht, verfälscht oder mißbräuchlich verwendet;

b) der Nachweis- und Meldepflicht gemäß § 4 Abs. 1 und 2 nicht nach­
kommt;



c) ein Kennzeichen gemäß § 5 nicht anbringen läßt, unzulässigerweise
entfernt, fälscht, verfälscht oder mißbräuchlich verwendet;

d) den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen und Bescheiden
(§ 4 Abs. 3) zuwiderhandelt;

e) Bedingungen und Auflagen gern. § 2 Abs. 5 nicht erfüllt;

f) den Organen der Behörde den Zutritt oder die Auskunftserteilung
verweigeit (§ 9).

(~) Der Versuch ist strafbar.

(3) Bei mißbräuchlicher Verwendung eines Kennzeichens oder bei Nicht­
erfüllung von Bedingungen und Auflagen gern. § 2 Abs. 5 endet das straf­
bare Verhalten erst mit der Beendigung der mißbräuchlichen Verwendung
bzw. mit der Durchführung der vorgeschriebenen Maßnahmen.

(4) Bescheinigungen und Kennzeichen, die den Gegenstand strafbarer
Handlungen im Sinne dieses Gesetzes bilden, sind für ungültig zu er­
klären; in diesem Falle ist dem Inhaber die unverzügliche Rückgabe der­
selben aufzutragen.

§ 7

Verfall

(1) Die den Gegenstand der strafbaren Handlungen bildenden Exemplare,
Teile oder Erzeugnisse können samt den zu ihrer Aufbewahrung, Ver­
wahrung oder Betreuung verwendeten Gegenständen vorläufig beschlag­
nahmt und für verfallen erklärt werden (§§ 17 und 39 VStG 1950).

(2) Wird ein lebendes Exemplar beschlagnahmt oder für verfallen er­
hlärt, so ist es an einen Ort, der geeignet ist und mit den Zwecken
des über"einkommens vereinbar erscheint, zu bringen.

(3) Demjenigen, der sich einer Verwaltungsübertretung nach § 6
schuldig gemacht hat, ist der Ersatz der Aufwendungen aufzuerlegen,
die der Behörde infolge der Beschlagnahme und des Verfalls eines
lebenden Exemplares entstanden sind.

(4) Werden tote Exemplare, Teile oder Erzeugnisse für verfallen er­
klärt, so sind sie, soweit dies von wissenschaftlichem, kulturellem
oder erzieherischem Interesse ist, wissenschaftlichen Einrichtungen,
Schulen oder sonstigen in Betracht kommenden Stellen zur kostenlosen
übernahme anzubieten. Ist dies nicht der Fall, so sind solche Exemplare,
Teile oder Erzeugnisse zu vernichten.

(5) Kann ein Exemplar durch Verfall nicht erfaßt werden, so ist der
Täter (§ 6) zur Zahlung eines Geldbetrages zu verurteilen, der dem
Wert oder, wenn dieser nicht festgestellt werden kann, dem vermutlichen
Wert des Exemplares entspricht. Der Wertersatz ist im Straferkenntnis,
wenn sich aber die Unmöglichkeit der Erfassung erst später herausstellt,
in einem besonderen Bescheid auszusprechen.
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(6) Zur Sicherung des Verfalles können Exemplare, Teile oder Erzeug­
nisse auch durch Organe der Behörde vorläufig beschlagnahmt werden.
Diese Organe haben die Beschlagnahme der zur Strafverfolgung zuständigen
Behörde ungesäumt anzuzeigen.

§ 8

Mitwirkung bei der Vollziehung

Dis Naturschutzorgane haben bei der Vollziehung dieses Gesetzes und
den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen mitzuwirken. Die
Landesregierung hat dafür Sorge zu tragen, daß die Naturschutzorgane zur
E~fQllung ihrer Aufgaben nach den Bestimmungen dieses Gesetzes einer
entsprechenden Aus- und Weiterbildung unterzogen werden.

§ 9

Zutritt, Auskunftserteilung

(1) Den Organen der Behörde ist zum Zwecke amtlicher Erhebungen in
Vollziehung dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen
Verordnungen ungehinderter Zutritt zu den in Betracht kommenden Grund­
stücken und Objekten, Geschäftsräumlichkeiten und Transportmitteln zu
gewähren. Sie haben dabei allenfalls bestehende Sicherheitsvorschriften
für das betreffende Grundstück oder die betreffende Anlage zu beachten.

(2) Die nach Abs. 1 berechtigten Organe sind verpflichtet, sich auf
Verlangen gegenüber dem Grundstückseigentümer oder sonstigen über ein
Grundstück, oder Objekt Verfügungsberechtigten auszuweisen und sind
zur Wahrung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen verpflichtet.

(3) Jedermann ist verpflichtet, den im Abs. 1 genannten Organen auf
deren Verlangen Auskünfte~ insbesondere Einsicht in die zu führenden
Unterlagen sowie in Transport- und Verwahrungsbehältnisse im Rahmen
amtlicher Erhebungen in Vollziehung dieses Gesetzes oder der auf Grund
dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen zu erteilen.

§ 10

Dieses Gesetz tritt am 1. des der Verlautbarung folgenden Monats in
Kraft.

§ 11

übergangsbestimmungen

(1) Wer als Züchter von Arten, die im Anhang I des übereinkommens an­
geführt sind, tätig ist, hat dies unter Angabe der Art, seiner Tätig­
keit, des Standortes sowie der Zahl der Züchtungen binnen sechs Monaten
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zu melden.



(2) Eine. Meldung gemäß Abs. 1 kann unterbleiben, wenn der im § 4 Abs. 1
geforderte Nachweis auf Verlangender Behörde jederzeit erbracht werden
kann. Nach Ablauf von sechs Monaten ab Inkrafttreten dieses Gesetzes
dOrfen Meldungen gemäß Abs. 1 von der Behörde nicht mehr entgegenge­
nommen werden.



E r 1 ä u t e run gen

zum Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen
des Landes zur Durchführung des

Washingtoner Artenschutzübereinkommens

A. Allgemeiner Teil

1. Die im Juni 1972 in Stockholm abgehaltene Konferenz der Vereinten
Nationen betreffend die menschliche Umwelt hat die Empfehlung verab­
sch:edet, es möge auf entsprechender staatlicher oder zwischenstaat­
licher Ebene eine internationale Konferenz mit dem Ziel einberufen
werderl, ein Abkommen über die Ein-, Aus- und Durchfuhr von gewissen
Ar-ten wildlebender Tiere und wildwachsender Pflanzen auszuarbeiten und
zur Annahme zu bringen.

In Verfolgung dieses Empfehlung wurde am 3. März lry73 in Washington
das übereinkommen über den internationalen Handel mit gefährdeten Arten
freilebender Tiere und Pflanzen unterfertigt, das im Laufe des letzten
Jahrzehnts von zahlreichen Staaten angenommen wurde, zu denen fast al~e

Hande!spartner Österreichs gehören.

Mit diesem ü~ereinkommen soll ergänzend zu einzelnen nationalen Schutz­
maßnahmen auf internationaler Ebene ein System der Kontrolle geschaffen
werden, um die Ausrottung einer nicht unbeträchtlichen Anzahl von in der
freien Natur lebenden Tier- und Pflanzenarten durch ihre wirtschaftliche
Ausbe~tung zu verhindern.

Der Grundgedanke des übereinkommens ist dabei, daß von den Importländern
verhindert wird, daß illegal aufgebrachte und aus dem Ursprungsland aus­
ge~chmuggelte Waren der in Rede stehenden Art bei ihnen verm3rktet
WEiden. Nach dem übereinkommen soll diese Regelung der Beschränkung bzw.
Kontrolle des grenzQberschreitenden Verkehrs dienen.

Das übereinkommen berOhrt in seinem Inhalt und in seiner Zielsetzung
verschiedene Kompetenzbereiche. Es versucht auf übernationaler Ebene An­
liegen des Natur- und Tierschutzes zu verwirklichen und bedient sich da­
bei eines außenhandelsrechtlichen Instrumentariums, in dem es ein System
von Aus- und Einfuhrbewilligungen und -bescheinigungen schafft, das von
den Mitgliedsstaaten jeweils auf ihrer nationalen Ebene zu administieren
ist.

~. Innerstaatlich ist das in Rede stehende übereinkommen am 27. April
1982 in Kraft getreten und im Bundesgesetzblatt Nr. 188/1982 kundge­
macht worden. Auch wenn es als "self-executing" angesehen wird, d.h.
im Wege der generellen Transformation unmittelbar anwendbarer Bestand­
teil der Österreichischen Rechtsordnungen ist, bedarf es dennoch einer
ergänzenden innerstaatlichen Gesetzgebung. Das übereinkommen regelt zwar
Formalitäten und Voraussetzungen der Einfuhr, Ausfuhr und Wiederausfuhr
der in den Anhängen angeführten geschützten Tiere und Pflanzen sowie
deren Teile und der aus ihnen hergestellten Erzeugnisse, überläßt es je­
doch in einigen Punkten den Vertragsstaaten ergänzende Anordnungen zu
treffen.



Zur Schaffung einer derartigen innerstaatlichen Gesetzgebung wurde von
seiten des Bundes am 1. Juli 1981 das Bundesgesetz zur Durchführung des
Übereinkommens vom 3. März 1973 über den internationalen Handel mit ge­
fährdeten Arten freilebender TiEre und Pflanzen, BGB1.Nr. 189/1982, be­
schlossen.

Dia Frage, ob eine Ein- oder Ausfuhr von Exemplaren, Teilen oder Erzeug­
~issen von geschützten Arten entsprechend dem übereinkommen zulässig ist
fällt unter den Kompetenztatbestand "Waren- und Viehverkehr mit dem Aus­
land" und ist somit gemäß Art. 10 Abs. 1 Z. 2 B-VB in Gesetzgebung und
Vollziehung Sache des Bundes.

3. Zur Vollziehung des Washingtoner Artenschutzübereinkommens sind
aber auch ergänzende landesgesetzliche Regelungen notwendig, die mit
den vorliegenden Entwurf geschaffen werden sollen. Dies ist deshalb er­
forderlich, da im übereinkommen auch Gesichtspunkte des Artenschutzes
bzw. Tier- und Naturschutzes enthalten sind, deren Beachtung gemäß
Art. 15 B-VG in den selbständigen Wirkungsbereich der Länder fällt.

So ist die Zulässigkeit der Ein- und Ausfuhr weitgehend von einer Be­
scheinigung einer sogenannten "wissenschaftlichen Behörde" abhängig, die
festzustellen hat. ob die Ein- oder Ausfuhr der Erhaltung der ge­
schützten Art nicht abträglich ist, lebende Exemplare so fQr den Ver­
sand vorbereitet und versandt werden, daß die Gefahr einer Verletzung,
Gesundheitsschädigung oder Tierquälerei soweit wie möglich ausgeschaltet
wird, der vorgesehene Empfänger über die geeignete Einrichtung für die
Unterbringung und Pflege des lebenden Exemplares verfügt u.a.m.

Dieser Behörde obliegt somit die Prüfung, ob der grenzüberschreitende
Verkehr mit g~fährdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen unter
dem Gesichtspunkt des Artenschutzes bzw. Tier- und Naturschutzes zu­
lässig ist oder nicht.

Mit dem vo~liegenden Gesetzentwurf sollen alle jene Verpflichtungen
des Abkommens geregelt werden, die nach Art. 15 8-VG in die Landes­
kompetenz fallen. Die Durchführung des vorliegenden übereinkommens
wird nicht nur für den Bund. sondern auch für alle Länder einen
gewissen personellen und finanziellen Mehraufwand nach sich ziehen,
der jedoch derzeit nicht näher aufgeschlüsselt werden kann. Dieser
Mehraufwand resultiert allerdings aus den durch den Beitritt zum
übereinkommen eingegangenen völkerrechtlichen Verpflichtungen Öster­
reichs.

B. Besonderer Teil

Zu g 1:

Mit der vorliegenden Bestimmung soll ein Hinweis auf die dem Abkommen
und den Durchführungsgesetzen zugrundeliegende Zielsetzung gegeben
werden.

Mit § 1 Abs. 2 wird hingewiesen, welche der im Entwurf vorgesehenen
Bescheinigungen Bewilligungen nach dem Durchführungsgesetz des Bundes
ersetzen und welche eine Voraussetzung für die Erteilung einer auf dem
Bundesgesetz beruhenden Bewilligung bilden.
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Cas Durchführungsgesetz des Bundes, BGBl. Nr. 189/198~, regelt ent­
sprechend den Bestimmungen des übereinkommens, in welchen Fällen
Bescheinigu~ge~ für die Einfuhr. Ausfuhr und Wiederausfuhr auszustellen
sind und legt gleichzeitig deren Inhalt fest. Im § 9 Abs. 2 des Bundes­
gesetzes wird auf alle jene Fälle hingewiesen. in denen die nach den
landssrechtlichen Bestimmungen in Betracht kommende Behörde fUr die
Auss~allung der Bescheinigung zuständig ist.

Mit de~ vorliegenden Bestimmungen soll dieses Aufgabengebiet fUr den
esreich des Burgenlandes ausgefUhrt werden.

=~lege im Sinne des § 2 Abs. 6 können Nachweis jeglicher Art sein,
J;e gesicherte Rückschlüsse auf die Herkunft der geschützten Exemplare
zulassen.

Zu § 3:

Dia Beurteilung der Frage s ob ein Exemplar, Teil oder Erzeugnis einer
durch das übereinkommen geschützten Art zuzurechnen ist, wird in vielen
tällen besondere Fachkenntnisse erfordern. Es werden daher auch nicht­
amtliche Sachverständige zur Beurteilung herangezogen werden müssen.

Zu § 4:

Abs. 1: Das Halten s Verwenden oder Anbieten von Exemplaren, Teilen oder
Erzeugnissen von Arten; die im Anhang I, II oder III des Überein­
kommens an~eführt sind, ist nur noch gegen einen in lit. abis c
angeführten Nachweis möglich. Wer über Verlangen der Behörde einen
derartigen Nachweis nicht erbringen kann, ist nach § 6 Abs. 1 lit. t
z 0..J bes t rafe n .

Abs. ~: Da cie im Anhang! angeführten Tiei- und Pflanzenarten in
der Regel nicht gehandelt werden dürfen und nur äußerst selten vor­
kommen, ist diese Schutzbestimmung für eine wirksame Vol~ziehung d:~

übereinkommens unbedingt erforderlich.

Abs. 3: Die hier vorgesehene Melde- und Genehmigungspfli=ht ~ird i­
6;5t2, ~ir.ie bei Ge~erbetreibenden und Züchtern von unter das Ü~E~­

einkammen fallenden Exemplaren i~ Betracht :~ ziehen sein.

Abs. 1: Wann es die ü~erwachung der Einhaltung der Bestimmungen de~

üb~r'einkommens erfordert, können Exemplare, Teile oder Erzeugnisse
der ;es:hQtztsn Arten mit einem Kennnzeichen versehen werden. Eine
~~.€.r:;-.zeichnlJns von Vögeln hat d!Jrch Beringung zu erfolgen.

~bs. 3: Dis Kennzeichnung wird in manchen Fällen nur schwer möglich
sein, sodaß die Arten der Kennzeichnung nur demonstrativ angeführt
'=.i ~d.
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At:s. 4: A:Jf jedem Kennzeichen ffil.JC zumindest die Aufschrift "WAA" sowie
eine Nummer aufscheinen (WA ist für Washingtoner Artenschutzüberein­
kc~men, A ist fOr Austria). Stempel und Siegel sollen auch einen
Hinweis auf die ausstellende Behörde enthalten (8 = Burgenland).
~u~~h die Erklärung zum öffentliche~ Beglaubigungszeichen wird eine
F'ä~~chun9 gerichtlich strafbar.

::u § 6~

Erl:'~'~ :echend de r ~-'.ompetenz rechtl ichen Si tua tion fäll t die ve r­
h~ltungs5trafbehördlicheAhndung der übereinkommenswidrigen Ausfuhr,
~iederausfuhr oder Einfuhr in den Zuständigkeitsbereich des Bundes.
Die Länder hingegen haben die Möglichkeit, die Erschleichung von
Bescheinigungen, die von den zuständigen Landesbehörden auszustellen
sind, unter Strafsanktion zu stellen; ebenso fällt es in den selb­
ständigen Wirkungsbereich der Länder, die Verletzung ergänzender landes­
gesetzlicher Regelungen, wie z.B. Meldepflichten oder Kennzeichnungs­
pflichten unter Strafandrohung zu stellen. Die vorliegenden Regelungen
stellen daher eine Ergänzung zu den Strafbestimmungen des Bundes dar.

Die Organe der Behörde sind in der Regel (wenn es sich nicht um
Sachverständige außerhalb des Amtes handelt) Organe, die nach dem
Nat~rschutzgesetz mit Aufgaben des Naturschutzes betraut sind.
~iesc haben einen entsprechenden Ausweis mit sich zu führen. um den
Voraussetzungen des § 9 zu entsprechen.

Dis Bestimmung des Abs. 2 bedeutet, daß dann, wenn ein im § 4 Abs. 1
angeführter Nachweis nicht erbracht werden kann. dieser auch durch
eine Meldung im Sinne des Abs. 1 ersetzt werden kann.


